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In letzter Zeit hat die Praxis für Genehmigungen für Aktivitäten auf der Allmend für 
Diskussionen gesorgt. Aktivisten von Scientology dürfen ihr Material verteilen, was von 
Grossrät/innen von Seiten der SP und Grünen kritisiert wurde. Auch der radikale "Islamische 
Zentralrat der Schweiz" IZRS darf regelmässig Standaktionen abhalten, was von fast allen 
Parteipräsidien kritisiert wurde. Auf der andern Seite wurde ein Flashmob, welcher in der 
Karwoche auf die Kreuzigung von Christus hinweisen wollte, verboten, was von christlichen 
Kirchen kritisiert wurde. 

Die Glaubens- und Meinungsfreiheit ist ein hohes Gut, das es zu achten gilt. Und die 
Entscheidung, welche Aktivitäten auf der Allmend geduldet werden sollen, ist heikel. So ist 
es richtig, dass dies in der Öffentlichkeit diskutiert wird. 

Besonders umstritten ist die Organisation "Islamischer Zentralrat der Schweiz IZRS". 
Regelmässig lädt diese Organisation auch in islamischen Kreisen sehr umstrittene Redner 
ein. 2010 wurde Abu Anas eingeflogen. Dieser vertritt u.a., dass man Frauen mit dem Stock 
prügeln und ungläubige Muslime mit dem Schwert köpfen solle. Die gemässigten 
islamischen Organisationen reagierten mit Empörung. 2012 war es der Saudi Al-Arifi, der 
auftreten sollte. "Dieser rechtfertigt Gewalt gegen Frauen, hetzt gegen Juden und 
Homosexuelle auf und hat Sex mit 9-jährigen Mädchen gutgeheissen", informiert eine 
Sprecherin des Forums für einen fortschrittlichen Islam in einem Interview bei 20Minuten (19. 
Nov. 2012). Sie forderte ein Verbot des Vereins IZRS. Auch der Präsident der Föderation 
Islamischer Dachorganisationen äusserte sich kritisch: "Hiermit schadet er (der IZRS) dem 
Image des Islams und der Muslime in der Schweiz." Kürzlich glorifizierte der Pressesprecher 
der IZRS den Einsatz von Selbstmordattentätern im Kampf gegen Israel. 

Andere Staaten scheinen bei dieser Organisation Probleme zu sehen: So verweigert Kanada 
die Einreise des Pressesprechers des IZRS. 

Auch der Bund scheint die Problematik teilweise zu sehen: 2010 schloss das Bundesamt für 
Migration die Organisation IZRS von Gesprächen aus. In diesem Zusammenhang stellte 
dessen Direktor fest, dass die schweizerische Rechtsordnung für alle in der Schweiz 
lebenden Personen gilt, und der IZRS wurde aufgefordert, sich klar von der Steinigung von 
Frauen zu distanzieren. "Unter den gegebenen Umständen sei eine Partizipation des IZRS 
am Muslim Dialog undenkbar." (News.admin.ch). 

Der bekannte Islamkenner Dr. Hans-Peter Raddatz zieht in einer längeren Abhandlung  
folgendes Fazit: "Der Verein IZRS hat mit seiner Ankündigung sich an Koran und Tradition 
(Sunna) zu orientieren bereits signalisiert, dass er weder bereit noch fähig ist, an die 
Kriterien der Schweizerischen Verfassung irgendwelche Zugeständnisse zu machen." 

Es stellen sich einige Fragen: 

Der Staat steht in der Verantwortung für das, was auf der Allmend zugelassen wird. Dass der 
Meinungs- und Glaubensfreiheit ein hoher Stellenwert beigemessen wird, entspricht der 
Tradition des liberalen und weltoffenen Basel. Allerdings sollte dies im Rahmen unseres 
Rechtstaates geschehen. Gemäss Presseberichten ist der Regierungsrat nun gewillt, seine 
Bewilligungspraxis auf der Allmend zu überprüfen und dies genauer zu regeln. 

- Nach welchen Kriterien werden Aktionen zur Zeit auf der Allmend bewilligt? 

- Welches Departement zeichnet hier verantwortlich und welche Instanzen entscheiden 
zur Zeit über eine Bewilligung? 

- Welche Aktionen wurden in den letzen 5 Jahren nicht bewilligt? Welches Gremium hat 
die ablehnende Entscheidung gefällt, mit welcher Begründung? 

- Geht der Regierungsrat damit einig, dass auf der Allmend nur Gruppierungen auftreten 
dürfen, welche unsere Rechtsordnung ohne Einschränkungen akzeptieren? 

- Wie geht der Regierungsrat damit um, wenn eine Organisation wie der IZRS auf der 
Allmend Werbung für Anlässe macht (wie oben beschrieben), welche unserer 



Rechtsordnung und dem Bestreben nach Integration widersprechen? 

- Wie unterscheidet der Regierungsrat zwischen religiöser Werbung, welche für alle 
Religionen möglich sein soll, und Aufrufen zu religiös motivierter Gewalt? Wie 
verhindert er auf der Allmend Gewaltaufrufe und Aufrufe zur Bildung einer 
Parallelgesellschaft?  

- In welchem zeitlichen Rahmen will er eine Rechtsgrundlage schaffen, um 
menschenverachtende, gewaltorientierte oder rassistische Werbeaktionen auf der 
Allmend zu unterbinden? 
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